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AMV. Mitteilung 
 
 
Entwurf der Vernehmlassungsantwort zu ARCUS 
 
Der AMV veröffentlicht den Entwurf seiner Vernehmlassungsantwort knapp einen Monat 
vor der Deadline am 30. April 2020. Er kann somit Impulse liefern für weitere Ant-
worten, seien dies Reaktionen von Lehrpersonen, Arbeitsgruppen oder ganzen Kollegien. 
Umgekehrt nimmt der Vorstand des AMV gerne Anregungen von Mitgliedern entgegen. 
Diese fliessen in die Diskussion über die finale Vernehmlassungsantwort ein. 
 
 
 

 Frage 1: Sind Sie mit der Funktionsstruktur einverstanden?  
 
 
Eher ja; in Bezug auf den Instrumentalunterricht nein. 
 
Die analytische Funktionsbewertung ist begrüssenswert. Die differenzierte Unterteilung 
in 43 Lohnstufen, die den 22 Lohnstufen der Verwaltung mit ihren jeweiligen 
Zwischenstufen entsprechen sollen, erachtet der AMV als sinnvolle Lösung. 
 
Die analytische Funktionsbewertung ist nur für Personen mehrheitlich nachvollziehbar, 
die Einsicht in die detaillierten Resultate der Funktionsbewertung hatten, aber nicht für 
die direkt Betroffenen. Aus dem Bericht gehen zwar die Kriterien hervor, aber wie diese 
zur Einstufung der Lehrpersonen in die verschiedenen Kategorien geführt haben, ist 
nicht transparent. 
 
Das Lohnband für die Mittelschulen ist auch in der nun vorgeschlagenen Form nicht 
interkantonal konkurrenzfähig. Es muss daher geprüft werden, ob eine Erhöhung des 
Lohnbandes um 5% möglich ist. Damit wäre dieser Mangel behoben. 
 
Es wird im Anhörungsbericht nicht klar definiert, was unter «Lehrperson kantonale 
Schule Sek II mit erweitertem Aufgabenportfolio» zu verstehen ist. Diese Funktion wurde 
ausserdem im Rahmen der Funktionsbewertung gar nicht erhoben. Hier besteht 
Klärungsbedarf, auch weil sonst die allfälligen Kosten einer solchen Kategorie vor ihrer 
Einführung kaum abzuschätzen sind. 
 
Die Einstufung der Instrumentallehrpersonen muss nachvollziehbar aufgezeigt werden. 
 
Bei der Erarbeitung der Funktionsstruktur war der Einbezug der Berufsverbände 
ungenügend. Das vergleichende Praxiswissen war dadurch unzureichend vertreten.  
 
 
 

 Frage 2: Sind Sie mit der Konstruktion der Lohnskala einverstanden?  
 
 
Nein. 
 
Die im Bericht präsentierte Lohnskala für Lehrpersonen der Mittelschule ist im direkten 
Vergleich zu den Nachbarskantonen nicht konkurrenzfähig. Die Lohnbänder des 
Verwaltungspersonals und der Lehrpersonen sollen gemäss Bericht asymmetrisch 
angebracht werden, indem die Maxima der jeweiligen Lohnbänder in Übereinstimmung 



 

 

gebracht werden. Dies führt zu einer systematischen Diskriminierung der Lehrpersonen 
gegenüber Verwaltungsangestellten – bei gleicher Arbeitsplatzbewertung: Die Lohnstufe 
28 der Lehrpersonen sollte in diesem Sinne zwischen den Lohnstufen 14 und 15 des 
Verwaltungspersonals zu liegen kommen. Würde man die Lohnbänder hingegen 
symmetrisch ansetzen (so, dass die Mittelwerte übereinstimmen), würde dies dem 
Mittelwert der umliegenden Kantone entsprechen und die Löhne der Mittelschul-
lehrpersonen wären konkurrenzfähig. Dasselbe gilt sinngemäss für die Sek I-
Lehrpersonen, deren geplante Lohnkurve ebenfalls nicht konkurrenzfähig ist.  
 
Es ist dabei ausserdem zu beachten, dass die Verwaltungsangestellten durch das 
schmalere Lohnband das Maximum früher erreichen und überdies die Möglichkeit 
haben, durch Beförderung das Lohnband zu wechseln. Diese Möglichkeiten haben die 
Lehrpersonen höchstens in Einzelfällen. Die Lohnkurve der Lehrperson muss so gestaltet 
sein, dass diese fehlenden Karrieremöglichkeiten durch das Lohnsystem kompensiert 
werden. Die asymmetrische Ausrichtung der Lohnbänder und die daraus resultierende 
Benachteiligung der Lehrpersonen widersprechen diesem Grundsatz. 
 
Die Kosten für eine Korrektur des Lohnbandes hin zur Konkurrenzfähigkeit kann zu 
einem grossen Teil über die Mutationsgewinne der kommenden Jahre getragen werden. 
 
Das Lohnspektrum mit der Breite von rund 54% entspricht dem Durchschnitt der 
Nachbarkantone und wird vom AMV so unterstützt. 
 
 
 

 Frage 3a: Sind Sie damit einverstanden, dass der Normverlauf in Erfahrungsstufen 
erfolgt?  
 
 
Ja. 
 
Der Wechsel von einer Entlöhnung nach Lebensalter hin zu einer Entlöhnung nach 
berufsrelevanter Erfahrung ist zeitgemäss. Anders als beispielsweise ein Leistungslohn, 
dessen Kriterien kaum transparent darzulegen und unseres Erachtens auch nicht 
angemessen überprüfbar wären, werden die Erfahrungsstufen vom AMV begrüsst. Mit 
dem Verzicht auf einen Leistungslohn wird auch verhindert, dass konstruktive 
Zusammenarbeit zwischen Lehrpersonen durch Konkurrenzdenken untergraben wird, 
was der Schule als Ganzes schaden würde.  
 
Der Stufenanstieg kann nur durch eine gesetzlich verankerte Verwendung des 
Mutationsgewinns für die Systempflege gesichert werden, was langfristig für den Kanton 
ein Nullsummenspiel ist. Nur so ist die Konkurrenzfähigkeit dauerhaft möglich. 
 
 
 

 Frage 3b: Sind Sie damit einverstanden, dass das Lohnmaximum nach 28 Erfahrungs-
stufen erreicht wird?  
 
 
Ja. 
 
Entscheidend für die Attraktivität des Lehrberufs und damit der Konkurrenzfähigkeit des 
Kantons ist der Lebenslohn. Daher sind ein rascher Anstieg der Lohnkurve und das 
Erreichen des Maximums in 28 Erfahrungsstufen sehr wünschenswert. Mit 32 
Erfahrungsstufen würde der Aargau deutlich über dem Schnitt der Nachbarkantone 
liegen und wäre ebenso deutlich unattraktiver, insbesondere für jüngere Lehrpersonen. 
Ein tendenziell älterer Lehrkörper erhöht wiederum die Lohnkosten. 
 
 
 

 Frage 4: Sind Sie mit dem Normverlauf der Lohnkurve einverstanden?  
 
 
Ja. 
 
Vgl. Antwort auf Frage 3b. Ein Anstieg bis 130% im 11. Dienstjahr ist eine deutliche 
Verbesserung und praktisch auf dem Niveau der umliegenden Kantone. 



 

 

 
 
 

 Frage 5: Sind Sie mit der Berechnung der Erfahrungsstufe einverstanden?  
 
 
Eher ja. 
 
Eine Anrechnung der Berufserfahrung von 80% bei der Überführung ist zwar nicht ideal, 
aber aus administrativen und finanziellen Gründen nachvollziehbar.  
  
Die Anrechnungen der berufsrelevanten Erfahrung zu 80% und der übrigen Erfahrung zu 
40% für ab 2022 neu angestellte Lehrpersonen sind zu tief angesetzt. Dies schadet der 
interkantonalen Konkurrenzfähigkeit. Die umliegenden Kantone, die eine entsprechende 
Anrechnung vorsehen, verfügen für die Sek II-Stufe über eine differenzierte Unterteilung 
anrechenbarer Erfahrung und rechnen berufsrelevante Erfahrung zu 100%, die übrige in 
der Regel zu 50% an.  

Dasselbe gilt für die Anrechnung von nur 60% der ausserschulischen Erfahrung von 
Quereinsteigenden in der Sek II-Stufe. Hier wäre eine Differenzierung, wie sie 
beispielsweise der Kanton Zürich vorsieht, wünschenswert. Dieser rechnet Forschungs- 
und Assistenztätigkeiten an Hochschulen und Universitäten sowie fachnahe Erfahrungen 
in leitenden und führenden Positionen in der Privatwirtschaft zu 80% an. Mit der im 
Anhörungsbericht vorgesehenen pauschalen Regelung lässt der Kanton das grosse 
fachliche Potenzial und die wertvolle Erfahrung von Quereinsteigern ungenutzt. Damit 
gefährdet er langfristig die hohe Qualität des Fachunterrichts auf dieser Stufe. Hier 
bräuchte es eine Anrechnung von min. 80%. 

 
 
 

 Frage 6: Sind Sie mit der degressiven Überführung des Lebensalters in Erfahrungs-
stufen einverstanden?  
 
 
Eher ja. 
 
Siehe dazu auch Antwort auf Frage 5.  
 
Gegenüber dem Status Quo wird das Maximum nach maximal 34 Erfahrungsjahren 
deutlich früher erreicht, was eine Verbesserung ist. 
 
In verschiedenen Kategorien wird gemäss Marktvergleich die Konkurrenzfähigkeit nicht 
erreicht. Das trifft insbesondere auch auf die Mittelschullehrpersonen zu. Will man nicht 
in ein paar Jahren dieselbe Situation in diesen Kategorien, die in den vergangenen Jahren 
zum Lehrermangel auf der Primarstufe geführt hat, muss dies angepasst werden.  
 
Sollten weder eine Anhebung auf die Lohnstufe 29 (siehe Antwort auf Frage 1) noch eine 
symmetrische Ausrichtung der Lohnbänder von Lehrpersonen und Verwaltungs-
angestellten (siehe Antwort auf Frage 2) möglich sein, um die Konkurrenzfähigkeit zu 
erreichen, so wäre zu prüfen, ob für diejenigen Lehrpersonenkategorien, welche die 
Konkurrenzfähigkeit nicht erreichen, eine Überführung zu 100% möglich ist. 
 
 
 

 Frage 7: Sind Sie damit einverstanden, dass das neue Lohnsystem in einem Schritt 
eingeführt wird?  
 
 
Eher ja. 
 
Die Einführung in einem Schritt macht einerseits Sinn, um keinen Mehraufwand zu 
generieren, andererseits könnten die benannten Mängel, allem voran eine symmetrische 
Ausrichtung der Lohnbänder der Lehrpersonen und der Verwaltungsangestellten, in 
einem zweiten Schritt in Angriff genommen werden, damit die Korrektur u.a. mittels 
Mutationsgewinn vorgenommen werden kann. 
 
 



 

 

 
 Frage 8: Sind Sie mit der Übergangsregelung (Besitzstandwahrung) einverstanden?  

 
 
Eher ja; klar nein in Bezug auf die Instrumentallehrpersonen. 
 
In der Sekundarstufe II werden Lehrpersonen ab 56 Jahren in den Besitzstand überführt. 
Dies würde durch die in Bezug auf die obigen Fragen mehrfach geforderte symmetrische 
Ausrichtung der Lohnbänder von Lehrpersonen und Verwaltungspersonal relativiert.  
 
Generelle Lohnerhöhungen (z.B. Teuerungsausgleich) sollten auch Lehrpersonen 
gewährt werden, die in die Besitzstandwahrung überführt werden.  
 
Das neue Lohnband der Instrumentallehrpersonen auf der Sekundarstufe II hat zur 
Folge, dass ausnahmslos alle Instrumentallehrpersonen in eine vorläufige oder 
endgültige Besitzstandwahrung überführt werden. Dies ist inakzeptabel und erfordert 
eine entschärfende Massnahme, siehe Bemerkungen. 
 
 
 

 Bemerkungen    
 
 
Für verschiedene Lehrpersonenkategorien und insbesondere für die Primarschule ist das 
neue System eine Verbesserung und dürfte helfen, dem Lehrpersonenmangel auf diesen 
Stufen entgegenzuwirken, was aus pädagogischer Sicht auch den Sekundarstufen I und II 
zu Gute kommt. Auch für junge Mittelschulehrpersonen bis ca. 45 stellt das neue System 
eine Verbesserung dar.  
 
Aus dem Bericht geht deutlich hervor, in welchem Bereich interkantonal 
konkurrenzfähige Löhne lägen. Allerdings wird die Konkurrenzfähigkeit, deren 
Wiedererreichen im Bericht als zentrales Ziel definiert wird, in mehreren Kategorien – 
und insbesondere bei den Mittelschullehrpersonen – nicht erreicht. Ausserdem werden 
zu viele Mittelschullehrpersonen in die Besitzstandwahrung überführt. Die Mängel 
könnten durch eine symmetrische Ausrichtung der Lohnbänder der Lehrpersonen und 
des Verwaltungspersonals behoben werden.  
 
Eine besondere und untragbare Situation ergibt sich bei den Instrumentallehrpersonen 
der Mittelschulen. Hier muss entweder die Einstufung neu geprüft oder das 
Pflichtpensum wieder reduziert werden, idealerweise auf 26 Lektionen. 
 
Die Korrektur der benannten Mängel könnte in einem zweiten Schritt unter Einbezug des 
Mutationsgewinns korrigiert werden. Wenn das neue Lohnsystem wie gewünscht mehr 
junge Lehrpersonen anzieht, wird der Mutationsgewinn für die Korrekturen in der ersten 
Phase nach der Einführung höher ausfallen. 
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